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Teil B

1. Art der baulichen Nutzung

    (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Allgemeines Wohngebiet

Dorfgebiet

  Grundflächenzahl  (GRZ)

z.B. 0,2

  Mindestgrundstücksgröße

4. Grünflächen

    (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Öffentliche Grünfläche

Zweckbestimmung:

6. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs

des Bebauungsplans (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Private Grünfläche

Zweckbestimmung siehe Planeinschrieb

Ö

P

Sondergebiet

Zweckbestimmung siehe Planeinschrieb bzw. Symbol

Dorfgebiete mit unterschiedlicher Nutzung

Parkanlage / Gehölzbestände (Eichenhaine)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

(§ 1 Abs. 4 BauNVO)

MD 1 - MD 4

5. Regelungen für den Denkmalschutz

    (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Einzelanlage (unbewegliches Kulturdenkmal),

die dem Denkmalschutz unterliegt

D

Tennisplatz

Maß der baulichen Nutzung

X

  GRZ > 0,25 (s. textl. Festsetzung 4)

  Grundstücksgröße < 700 m² bzw. < 800 m²

  (s. textl. Festsetzung 3)

z.B.

F = 700 m²

Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Zulässige Firsthöhe maximal 10 m über Oberkante

Fertigfußboden (OKFF) des Erdgeschosses

   II

FH = 10 m

OKFF

Zulässige Höhe über Oberkante Fertigfußboden (OKFF)

des Erdgeschosses max. 0,5 m

(gemessen i. d. Gebäudemitte) über Oberkante Fahrbahn

der zum Gebäude nächstgelegenen Erschließungsstraße

(gemessen in Höhe des Gebäudes)
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Gemeinde Garstedt

Landkreis Harburg

Bebauungsplan Nr. 9

„Dorfmitte“, 1. Änderung Teil A

mit örtlicher Bauvorschrift

Satzungsbeschluss

ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFT

(§ 84 Abs. 1 und 3 NBauO i. V. m. § 9 Abs. 4 BauGB)

§ 1 Allgemeine Anforderungen an Gebäude

1. Die Außenwände der Hauptgebäude sind mit rotem bis rotbraunem Ziegelmauerwerk zu

verblenden. Fachwerk ist zulässig. Naturfarbene Holzverkleidungen für untergeordnete Bauteile

wie Giebeldreiecke und Gauben sind zulässig. Die Verwendung von Feldsteinen im Sockelbereich

und die Verwendung anderer Materialien für untergeordnete Anschlusspunkte und Details, die

konstruktiv als notwendig begründet sind, sind zulässig. Imitationen von Mauerwerk und Fachwerk

sind nicht zulässig. Bei landwirtschaftlichen Wirtschaftsgebäuden ist eine naturfarbene

Holzverkleidung zulässig. Als vorgenannte Farbtöne im Sinne dieser Vorschrift gelten jeweils die

Farbtöne, die den folgenden Farben laut Farbregister RAL HR entsprechen: RAL 2001, 2002,

3000, 3001, 3002, 3003, 3011, 3013 und 3016 sowie entsprechende handelsübliche Mischungen

der vorgenannten Farbtöne.

2. Die Dächer der Hauptgebäude sind als Satteldächer oder als Walmdächer auszubilden.

Krüppelwalme sind zulässig. Es sind nur Dachneigungen zwischen 30° und 48° zulässig.

Ausgenommen hiervon sind landwirtschaftliche Wirtschaftsgebäude. Bei Walmdächern muss die

Firstlänge mindestens 60 % der parallel zum First verlaufenden Trauflänge betragen.

3. Zulässig für die Dächer der Hauptgebäude sind nur nicht glänzende glasierte Dachpfannen in den

Farbtönen in rot- bis rotbraun und dunkelanthrazit sowie Reetdeckung. Nicht zulässig als

Dachdeckungsmaterialien sind Kunststoff, Dachpappe und Metall. Ausnahmen für

landwirtschaftliche Wirtschaftsgebäude sind bei rot bis rotbraun und dunkelanthrazit beschichteten

Metalleindeckungen zulässig. Die Dachflächen dürfen nur mit einem Material gedeckt werden. Als

vorgenannte Farbtöne im Sinne dieser Vorschrift gelten jeweils die Farbtöne, die den folgenden

Farben laut Farbregister RAL HR entsprechen: RAL 2001, 2002, 2008, 2012, 3011, 3013 und

3016 (rot bis rotbraun), 7015, 7016 und 7024 (anthrazitfarben) sowie entsprechende

handelsübliche Mischungen.

4. Dachgauben dürfen insgesamt nicht breiter als 2/3 der dazugehörigen Trauflänge sein. Ihre Höhe

darf 1/3 der Gesamthöhe des Daches von Traufe bis First nicht überschreiten. Der lichte Abstand

zwischen den einzelnen Gauben muss mindestens 1,20 m betragen. Dachgauben sind innerhalb

einer Dachfläche einheitlich zu gestalten. Fenster in den Dachgauben sind mit stehenden

Formaten auszubilden.

5. Dachflächenfenster sind nur zulässig, wenn sie im einzelnen nicht breiter als 1,20 m sind und

insgesamt 1/3 der Trauflänge der dazugehörigen Dachfläche nicht überschreiten.

6. Die sichtbare Sockelhöhe der Gebäude darf höchstens 0,50 m über dem vorhandenen Gelände

betragen.

§ 2 Werbeanlagen

1. Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung und, sofern sie an Gebäuden angebracht sind,

nur im Erdgeschoss an der der Erschließungsstraße zugewandten Gebäudeseite zulässig.

2. Werbeanlagen haben sich der Fassadengestaltung unterzuordnen

3. Werbeanlagen mit beweglichen oder wechselnden Lichtquellen sind unzulässig.

§ 3 Stellplätze

Innerhalb des Geltungsbereichs sind je Wohneinheit mit einer Wohnfläche von weniger als 80 m²

mindestens 1 Stellplatz sowie je Wohneinheit mit einer Wohnfläche von 80 m² und mehr

insgesamt mindestens zwei Stellplätze anzulegen.

§ 4 Ausnahmen

1. Die Vorschriften des § 1 Nrn. 1 - 3 gelten nicht für Wintergärten.

2. Weitere Abweichungen von der örtlichen Bauvorschrift sind gemäß § 66 (1) NBauO zulässig,

wenn die städtebaulichen, baugestalterischen oder ökologischen Zielsetzungen nicht wesentlich

beeinträchtigt werden.

§ 5 Ordnungswidrigkeiten

Gemäß § 80 (3) NBauO handelt ordnungswidrig, wer den aufgeführten örtlichen Bauvor-schriften

zuwider handelt. Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 80 (5) NBauO mit einer Geldbuße bis zu

500.000 € geahndet werden.

HINWEISE

1. Rechtsgrundlagen

Maßgebende Rechtsgrundlagen für die Inhalte dieser Änderung des Bebauungsplans sind:

 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017

(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021

(BGBI. I S. 4147)

 Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November

2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021

(BGBI. I S. 1802)

 Planzeichenverordnung (PlanZV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990

(BGBI. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021

(BGBI. I S. 1802)

 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009

(BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021

(BGBI. I S. 3908)

 Niedersächsisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (NAGBNatSchG) in

der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBl. S. 104), zuletzt geändert

durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11.11.2020 (GVBI. S. 451)

2. Aufgrund der historischen Ortslage und der Vielzahl der ehemaligen Nutzungen sind

Bodenverunreinigungen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht auszuschließen. Die

Flurstücke mit Altlastenverdacht sind beim Landkreis Harburg einzusehen.

3. Gemäß § 8 NDSchG wird darauf hingewiesen, dass in der Umgebung eines Baudenkmals

Anlagen nicht errichtet, geändert oder beseitigt werden dürfen, wenn dadurch das

Erscheinungsbild des Baudenkmals beeinträchtigt wird. Bauliche Anlagen in der Umgebung eines

Baudenkmals sind auch so zu gestalten und instand zu halten, dass eine solche Beeinträchtigung

nicht eintritt. § 7 NDSchG gilt entsprechend. Gemäß § 10 NDSchG wird darauf hingewiesen, dass

einer Genehmigung der Denkmalschutzbehörde bedarf, wer

- Ein Kulturdenkmal zerstören, verändern, instandsetzen oder wiederherstellen,

- ein Kulturdenkmal oder einen in § 3 Abs. 3 genannten Teil eines Baudenkmals von seinem

Standort entfernen oder mit Aufschriften oder Werbeeinrichtungen versehen,

- die Nutzung eines Baudenkmals ändern oder

- in der Umgebung des Baudenkmals Anlagen, die das Erscheinungsbild des Denkmals

beeinflussen, errichten, ändern oder beseitigen will.

Bezüglich weiterer Regelungen zu genehmigungsnotwendigen bzw. genehmigungsfreien

Handlungen im Bereich der Kultur-, Boden oder Baudenkmale wird auf § 10 NDSchG verwiesen.

Gemäß § 13 NDSchG wird darauf hingewiesen, dass Erdarbeiten an einer Stelle, von der man

weiß oder vermutet oder den Umständen nach annehmen muss, dass sich dort Kulturdenkmale

befinden (Voll- und Halbhöfe sowie Großkötnerstellen im Altdorfbereich), von der

Denkmalschutzbehörde (Landkreis Harburg) genehmigt werden müssen. Gemäß § 14 NDSchG

wird darauf hingewiesen, dass bei Funden von Sachen oder Spuren in der Erde oder im Wasser,

bei denen Anlass zu der Annahme gegeben ist, dass sie Kulturdenkmale sind (Bodenfunde),

unverzüglich die Denkmalbehörde (Landkreis Harburg), die Gemeinde oder ein Beauftragter für

die archäologische Denkmalpflege darüber in Kenntnis zu setzten ist.

4. Errichtung von Erdwärmesonden

Das Plangebiet befindet sich in einem Grundwasserversalzungsgebiet. Die maximale Sondentiefe

bei Nutzung von Erdwärmesonden ist daher auf 60 m begrenzt.

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Die im Allgemeinen Wohngebiet (WA) gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen

Nutzungen Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden nicht

Bestandteil des Bebauungsplans und sind damit nicht zulässig.

(§ 1 Abs. 6 BauNVO i. V. m. § 4 BauNVO).

2. Die im Dorfgebiet (MD) allgemein zulässige Nutzung Tankstellen sowie die im Dorfgebiet

ausnahmsweise zulässige Nutzung Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO

sind nicht zulässig (§ 1 Abs. 5 und 6 BauNVO i. V. m. § 5 BauNVO)

3. Im Plangebiet gilt bei Grundstücken, die kleiner als die jeweils festgesetzte

Mindestgrundstücksgröße sind und die bereits vor Inkrafttreten des Bebauungsplanes bebaut

waren, als Mindestgrundstücksgröße der Bestand der Planunterlage. (§ 9 Abs. 1 Nrn. 1+3

BauGB)

4. Sofern die bereits vorhandene Grundflächenzahl (GRZ) zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses

höher als die festgesetzte war, gilt für das betroffene Grundstück die GRZ des derzeitigen

Bestandes. In den MD 1 - Gebieten ist eine Überschreitung der allgemein zulässigen GRZ von

0,25 bis zu einer GRZ von 0,35 bzw. bis zur GRZ zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses

zulässig, wenn die Überschreitung landwirtschaftlichen Zwecken oder einer in den bestehenden

Gebäuden nachfolgenden oder zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses bestehenden

gewerblichen Nutzung dient. (§ 9 Abs. 1 Nrn. 1+3 BauGB)

5. Innerhalb des Plangebietes muss das Verhältnis anrechenbare Grundstücksfläche / Wohneinheit

mindestens 250 m² betragen. Die Beschränkung der Zahl der Wohnungen gilt nicht, wenn das

Gebäude zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses Bestand hat. (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

6. Innerhalb der privaten Grünfläche „Pflanzstreifen“ ist eine landschaftsgerechte

Baum-Strauch-Hecke anzupflanzen. In einem Regelabstand von ca. 12 m sind innerhalb dieser

Baum-Strauchhecke hochstämmige Laubbäume zu pflanzen und zu erhalten

(Pflanzempfehlungen siehe Anlage zur Begründung). (§ 9 Abs. 1 Nrn. 20 + 25 und Abs. 1a

BauGB)

7. Innerhalb des Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Reitplatz 1“ sind Reitplätze sowie die

Errichtung von Gebäuden, welche dem Reitsport dienen (z.B. Stall- oder Wirtschaftsgebäude), mit

einer zulässigen Grundfläche von maximal 250 m² zulässig. (§ 9 Abs. 1 BauGB)

Präambel

Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuchs (BauGB), des § 84 der

Niedersächsichen Bauordnung (NBauO) und des § 58 des Niedersächsischen

Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der Gemeinde Garstedt den Bebauungsplan

Nr. 9 „Dorfmitte“ mit örtlicher Bauvorschrift, 1. Änderung Teil A bestehend aus der Planzeichnung und

den nebenstehenden textlichen Festsetzungen als Satzung beschlossen.

Garstedt, den  ………………………..

Gemeinde Garstedt

...............................................

      - Bürgermeisterin -

Verfahrensvermerke

Aufstellungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Garstedt hat in seiner Sitzung am 09.09.2020 die Aufstellung des

Bebauungsplans Nr. 9 „Dorfmitte“ mit örtlicher Bauvorschrift, 1. Änderung Teil A beschlossen. Der

Aufstellungsbeschluss wurde am 17.09.2020 ortsüblich bekanntgemacht.

Garstedt, den  ............................

........................................

    - Bürgermeisterin -

Planunterlage

Kartengrundlage: Liegenschaftskarte

Gemarkung Garstedt, Flur 1,3 und 4

Maßstab:  1 : 2.000

Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich

bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach

(Stand 11.11.2020).

Winsen (Luhe), den……………………………

.........................................................

- LGLN - Regionaldirektion Lüneburg -

      - Katasteramt Winsen (Luhe) -

Planverfasser

Der Entwurf des Bebauungsplans wurde ausgearbeitet von:

Lüneburg, den …………………….

........................................

          - Planverfasser -

Öffentliche Auslegung

Der Rat der Gemeinde Garstedt hat in seiner Sitzung am 15.07.2021 dem Entwurf des

Bebauungsplans mit örtlicher Bauvorschrift und der Begründung zugestimmt und seine öffentliche

Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am 10.12.2021 ortsüblich bekanntgemacht.

Die Entwürfe des Bebauungsplans und der Begründung haben vom 20.12.2021 bis 28.01.2022

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.

Garstedt, den  ............................

........................................

    - Bürgermeisterin -

Satzungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Garstedt hat den Bebauungsplan Nr. 9 „Dorfmitte“ mit örtlicher Bauvorschrift,

1. Änderung Teil A nach Prüfung der Anregungen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung am

…………. als Satzung (§ 10 Abs. 1 BauGB) sowie die Begründung beschlossen.

Garstedt, den  ............................

........................................

    - Bürgermeisterin -

Ausfertigung

Die Satzung des Bebauungsplans, bestehend aus der Planzeichnung und den textlichen

Festsetzungen mit örtlicher Bauvorschrift, wird hiermit ausgefertigt.

Garstedt, den  ............................

........................................

    - Bürgermeisterin -

Inkrafttreten

Der Beschluss des Bebauungsplans ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB …………. im Amtsblatt Nr. …. für

den Landkreis Harburg bekanntgemacht worden.

Der Bebauungsplan mit örtlicher Bauvorschrift ist damit am ……….. rechtsverbindlich geworden.

(§ 10 A bs. 3 Satz 4 BauGB)

Garstedt, den  ............................

........................................

    - Bürgermeisterin -

Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplans ist die Verletzung von Verfahrens-

oder Formvorschriften beim Zustandekommen des Bebauungsplans nicht geltend gemacht worden.

Garstedt, den  ............................

........................................

    - Bürgermeisterin -

Mängel der Abwägung

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplans sind Mängel der Abwägung nicht

geltend gemacht worden.

Garstedt, den  ............................

........................................

    - Bürgermeisterin -

M. 1:2.000
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Übersichtsplan und Abgrenzung des Geltungsbereiches | ohne Maßstab 

 

 

 

 

 

Abb. 1 | Übersichtsplan  
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1 ANLASS UND ZIEL 

Mit der ersten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 „Dorfmitte“ mit örtlicher Bauvorschrift der 

Gemeinde Garstedt wird das Ziel verfolgt, in einem bereits bebauten Innenbereich, die pla-

nungsrechtlichen Voraussetzungen für eine behutsame und nutzungsverträgliche Nachver-

dichtung zu schaffen. Damit kann u. a. ein Beitrag zum örtlichen Wohnraumangebot in 

Garstedt geleistet werden. 

Der Anlass der Planung ergibt sich aus dem Erkennen der Tatsache, dass einige Planinhalte 

(bspw. GRZ, Mindestgrundstücksgröße oder die maximal zulässige Anzahl der Wohnungen 

pro Wohngebäude) nicht mehr zeitgemäß sind und einer weiteren und grundsätzlich er-

wünschten Nachverdichtung entgegenstehen. 

Da die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 „Dorfmitte“ mit örtlicher Bauvorschrift einer 

Maßnahme der Innenentwicklung dient (vor allem Nachverdichtung), kann der Bebauungsplan 

im beschleunigten Verfahren als Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a BauGB 

aufgestellt werden. Die Voraussetzungen für die Durchführung des beschleunigten Verfahrens 

gemäß § 13a (1) BauGB sind erfüllt. 

▪ Die im Bebauungsplan zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Absatz 2 der Baunut-

zungsverordnung beträgt insgesamt 54.588,3 m². Damit ist § 13a (1) S. 2 Nr. 2 BauGB zu 

berücksichtigen, wonach die Aufstellung des Bauleitplans im beschleunigten Verfahren nur 

dann zulässig ist, wenn auf Grund einer überschlägigen Prüfung unter Berücksichtigung 

der in Anlage 2 dieses Gesetzes genannten Kriterien die Einschätzung erlangt wird, dass 

der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen hat, die nach 

§ 2 Absatz 4 Satz 4 BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen wären (Vorprüfung des 

Einzelfalls). Die Vorprüfung des Einzelfalls (siehe auch Anlage zur Begründung) kommt zu 

dem Ergebnis, dass mit der Planung voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkun-

gen einhergehen, die nach § 2 Absatz 4 Satz 4 BauGB in der Abwägung zu berücksichti-

gen wären. Insofern ist die Anwendungsvoraussetzung nach § 13a (1) S. 2. Nr.2 erfüllt.  

▪ Darüber hinaus wird durch den Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von Vorhaben be-

gründet, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen.  

▪ Zuletzt bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Absatz 6 Num-

mer 7 Buchstabe b BauGB genannten Schutzgüter oder Anhaltspunkte dafür, dass bei der 

Planung Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Un-

fällen nach § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind.  

Im beschleunigten Verfahren gelten gemäß § 13a (2) Nr. 1 BauGB die Vorschriften des ver-

einfachten Verfahrens nach § 13 Absatz 2 und 3 Satz 1 BauGB. Entsprechend wird mit dem 

vorliegenden Bebauungsplan unter anderem von der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4, von 

dem Umweltbericht nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 2, welche Arten um-

weltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung 

nach § 6a Absatz 1 und § 10a Absatz 1 BauGB abgesehen.  

Trotz der Möglichkeit im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a (2) Nr. 1 BauGB i. V. m. § 13 

(2) Nr. 1 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 (1) und § 4 (1) 

BauGB abzusehen, wurde im Sinne einer möglichst transparenten Planung eine frühzeitige 
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Beteiligung der Öffentlichkeit und Behörden sowie sonstiger Träger öffentlicher Belange durch-

geführt. 

Da in diesem Bebauungsplan keine Verkehrsflächen und keine überbaubaren Grundstücks-

flächen festgesetzt werden, handelt es sich um einen einfachen Bebauungsplan i.S. des § 30 

Abs. 3 BauGB. Die Zulässigkeit eines Bauvorhabens richtet sich somit zum einen nach den 

Festsetzungen, die dieser Bebauungsplan trifft, zum anderen nach wie vor nach § 34 BauGB. 

Inhalte, die also nicht festgesetzt sind (z.B. überbaubare Flächen, Bauweise) richten sich bei 

der Beurteilung von Bauvorhaben somit nach der näheren Umgebung, in die sich das Bauvor-

haben einfügen muss. 

2 LAGE UND BEGRENZUNG DES PLANGEBIETES 

Der räumliche Geltungsbereich der ersten Änderung entspricht überwiegend dem Geltungs-

bereich des Urplanes „Dorfmitte“ und umfasst dabei insbesondere den historischen Ortskern 

von Garstedt mit seinen Hofstellen sowie die Hofstellen umgebenden Strukturen aus der jün-

geren Siedlungsgeschichte. Im Nordosten wurden zwei kleinteilige bereits vorgeprägte Flä-

chen mit in den Geltungsbereich aufgenommen, um hier eine städtebauliche Ordnung vorzu-

nehmen. In Nord-Süd-Richtung verläuft mittig durch das Plangebiet die Hauptstraße (L 234). 

Die konkrete Lage des Plangebiets ist dem Übersichtsplan (Abb. 1) zu entnehmen. Insgesamt 

umfasst das Plangebiet eine Flächengröße von etwa 245.500 m². 

3 ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN 

3.1 Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) 2025 für den Landkreis Harburg  

Die folgende Abbildung zeigt für den Bereich des Plangebiets (rotes Oval) und der weiteren 

Umgebung die zeichnerische Darstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms 2025 

für den Landkreis Harburg.  
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Abb. 2 | Auszug Zeichnerische Darstellung Regionales Raumordnungsprogramm LK Harburg 

Die zeichnerische Darstellung des Regionalen Raumordnungsprogrammes trifft für den Be-

reich des Plangebiets keine zeichnerischen Darstellungen mit Ausnahme der Darstellung der 

mittig durch das Plangebiet verlaufenden Hauptverkehrsstraße (Vorrangfläche), welche die 

L 234 darstellt. Angrenzend an das Plangebiet befinden sich folgende Vorrang- und Vorbe-

haltsgebiete: 

• Vorbehaltsgebiet „Natur und Landschaft“ (senkrechte grüne Linien) 

• Vorbehaltsgebiet „Landschaftsgebundene Erholung“ (waagerechte grüne Linien) 

• Vorbehaltsgebiet „Landwirtschaft aufgrund besonderer Funktionen“ (schräge orange 

Linien) 

• Vorbehaltsgebiet „Wald“ (Grüne Flächen) 

• Vorranggebiet „Trinkwassergewinnung“ (hellblaue Linie mit dunkelblauer Randlinie) 

• Vorbehaltsgebiet „Trinkwassergewinnung“ (hellblaue Linie mit dunkelblauer gepunkte-

ter Randlinie) 

Mit der Planung wird kein Eingriff in genannte Vorrang- und Vorbehaltsgebiete begründet.  

Es wird darauf hingewiesen, dass in der Begründung zum RROP auf die Funktion Garstedts 

und auch Wulfsens als Gemeinden mit ergänzenden Versorgungsaufgaben (Grundschule/Ein-

zelhandelsstandort) hingewiesen wird.  
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Insgesamt steht die Planung den Zielen und Grundsätzen der regionalen Raumordnung nicht 

entgegen. Vielmehr wird mit der Änderung des Bebauungsplanes dem Ziel der regionalen 

Raumordnung gefolgt, Maßnahmen der Innenentwicklung, den Maßnahmen der Außenent-

wicklung vorzuziehen (vgl. Kapitel 2.1.1 04 RROP LK Harburg).  

3.2 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan stellt für einen überwiegenden Teil des Plangebiets Dorfgebietsflä-

chen dar. Im Süden des Plangebiets stellt der Flächennutzungsplan zudem für einen Teilbe-

reich Mischbauflächen dar, im Westen werden in einem Teilbereich Wohnbauflächen darge-

stellt. Im Übrigen werden für kleinflächige Teilbereiche innerhalb des Plangebiets Grünflächen 

sowie Sondergebietsflächen (Tennis und Reitsport) dargestellt. Die Bebauungsplanänderung, 

welche insbesondere auf die bereits festgesetzten und flächennutzungsplanverträglichen 

Wohnbau- und Mischbauflächen aufbaut, steht den Darstellungen des Flächennutzungspla-

nes nicht entgegen. Der Bebauungsplan ist somit gemäß § 8 (2) BauGB aus dem Flächennut-

zungsplan entwickelt. Die folgende Abbildung zeigt den Flächennutzungsplan für den Bereich 

des Plangebiets.  

Abb. 3 | Auszug Flächennutzungsplan SG Salzhausen 
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4 DERZEITIGE SITUATION UND BESTEHENDES PLANUNGSRECHT 

Bei dem Plangebiet handelt es sich insbesondere um den historischen Ortskern von Garstedt, 

der sich mitunter durch großflächige Hofstellen mit landwirtschaftlichen Wohn- und Wirt-

schaftsgebäuden auszeichnet, die das Ortsbild von Garstedt maßgeblich prägen (vor allem im 

Norden und Nordosten des Geltungsbereiches). Richtung Süden des Plangebiets werden die 

Bebauungsstrukturen kleinteiliger und es spiegeln sich Mischnutzungen (Wohnen, Gewerbe, 

Kindergarten und, -krippe) wider. Im Westen des Plangebiets bestehen zudem insbesondere 

Einfamilienhäuser. Neben der baulichen Vorprägung des Gebiets zeichnet sich der Ortskern 

von Garstedt ebenfalls durch Großgrün aus. In diesem Zusammenhang sind insbesondere die 

bestehenden Eichenhaine an der Bahnhofstraße, an der Ring- und Vierhöfener Straße, an der 

Schumacherstraße sowie an der Straße „Zum Hamberg“ zu benennen. Ebenfalls besteht teil-

weise straßenbegleitendes Großgrün. 

  

Abb. 4 | Hof Sassenbuur + Großgrün         Abb. 5 | Hofstelle westlich Ringstraße 

  

Abb. 6 | Eichenhain           Abb. 7 | Straßenbegleitendes Großgrün 

Hinsichtlich des gegenwärtigen Planungsrechts gelten die Festsetzungen des Urplanes, der 

im Jahr 2006 in Kraft trat. Die folgende Abbildung zeigt die Planzeichnung zum Urplan. 



Gemeinde Garstedt  Begründung 
Bebauungsplan Nr. 9 „Dorfmitte“ mit ÖBV, 1. Änderung Teil A  
 

 

Planungsbüro Patt, Lüneburg  www.patt-plan.de 9/17 

 Abb. 8 | Urplan Nr. 9 „Dorfmitte“ mit örtlicher Bauvorschrift     

In weiten Teilen des Plangebiets setzt der Urplan als Art der baulichen Nutzung Dorfgebiete 

fest, die der Unterbringung von Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, dem 

Wohnen und der Unterbringung von nicht wesentlich störenden Gewerbebetrieben sowie der 

Versorgung der Bewohner des Gebiets dienenden Handwerksbetriebe dienen. Im Übrigen 

wird im Westen des Bebauungsplanes ein allgemeines Wohngebiet festgesetzt, im Nordosten 

des Plangebiets werden zudem ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Tennisplatz“ so-

wie ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Reitsport“ festgesetzt.  

Hinsichtlich des Maßes der Nutzung erfolgen im Rahmen der Planzeichnung Festsetzungen 

über eine GRZ. Während die GRZ in den Bereichen um die großflächigen Hofstellen 0,25 

beträgt, beträgt die GRZ in den kleinteiligeren Siedlungsstrukturen in der Regel zwischen 0,15 

und 0,2. Im Übrigen werden über die Planzeichnung Mindestgrundstücksgrößen festgesetzt. 

In diesem Zusammenhang gelten für die Bereiche um die Hofstellen Mindestgrundstücksgrö-

ßen von 1.400 m², während in den kleinteiligeren Siedlungsstrukturen in der Regel Mindest-

grundstücksgrößen zwischen 700 m² und 1.000 m² festgesetzt sind.  

Neben genannten Festsetzungen, die aus der Planzeichnung hervorgehen, erfolgen ebenfalls 

textliche Festsetzungen. In diesem Zusammenhang wird unter anderem festgesetzt, dass pro 

Wohngebäude maximal 2 Wohnungen zulässig sind (mit Ausnahme bei Umnutzung bestehen-

der Gebäude). Über die Festsetzung über die maximal zulässige Anzahl der Wohnungen pro 

Wohngebäude hinaus erfolgt zusätzlich eine Kopplung der maximal zulässigen Anzahl der 

Wohnungen an die Grundstücksgröße. Beispielsweise muss das Verhältnis anrechenbare 
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Grundstücksfläche / Wohneinheit in dem Dorfgebiet 1 (MD 1) mindestens 1000 m² pro 

Wohneinheit betragen. 

Darüber hinaus erfolgen grünordnerische Festsetzungen. In diesem Zusammenhang werden 

insbesondere die Flächen mit den ortsbildprägenden Eichenhainen als öffentliche Grünfläche 

mit der Zweckbestimmung „Gehölzbestände (Eichenhaine)“ festgesetzt. Ebenfalls werden in 

Teilbereichen private Grünflächen festgesetzt, die in der Regel der landschaftsgerechten Ein-

bindung von Neubauten bzw. bestehender Bebauung dienen.  

Zuletzt wird darauf hingewiesen, dass in Zusammenhang mit der Aufstellung des Urplanes 

zusätzlich eine örtliche Bauvorschrift über die Gestaltung erlassen wurde, mit der unter ande-

rem die Fassadengestaltung, die Dachgestaltung und die Gestaltung von Werbeanlage gere-

gelt wird.   

5 FESTSETZUNGEN IM RAHMEN DER 1. ÄNDERUNG 

Mit der ersten Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 „Dorfmitte“ mit örtlicher Bauvorschrift der 

Gemeinde Garstedt wird das Ziel verfolgt, in einem bereits bebauten Innenbereich, die pla-

nungsrechtlichen Voraussetzungen für eine behutsame Nachverdichtung zu schaffen. Damit 

kann u. a. ein Beitrag zum örtlichen Wohnraumangebot in Garstedt geleistet werden. 

Im Folgenden werden die Festsetzungen im Rahmen der 1. Änderung des Bebauungsplanes 

erläutert. 

Art der baulichen Nutzung 

Die festgesetzten Arten der baulichen Nutzungen (Dorfgebiet, allgemeines Wohngebiet und 

Sondergebiet) bleiben mit der ersten Änderung des Bebauungsplanes unverändert zu den Ar-

ten der baulichen Nutzung, die im Urplan festgesetzt sind. Die bereits als Reitplatz genutzten 

Flächen (Flurstücke 159/1, 160) des landwirtschaftlichen Betriebes, die bislang noch nicht im 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes lagen, werden als Sondergebiet „Reitplatz 2“ im Be-

bauungsplan festgesetzt. Damit wird der Nutzung der Flächen als Reitplatz gerecht. Auch Teile 

des Flurstück 163/1, die im Urplan als private Grünfläche festgesetzt wurden, werden als Son-

dergebiet „Reitplatz 1“ festgesetzt. Inzwischen wird diese Fläche als Reitplatz genutzt. Damit 

wird den bestehenden Nutzungen in den Dorfgebieten (insb. landwirtschaftliche Hofstellen, 

Wohnen und Gewerbe), in den allgemeinen Wohngebieten (insb. Wohnen) und in den Son-

dergebieten (Tennisplatz und Reitsport) gerecht. Die Flächen des Tennisplatz, bestehend aus 

3 Tennisfeldern und einem Vereinsgebäude, werden durch die Festsetzung als Sondergebiet 

„Tennisplatz“ weiterhin planungsrechtlich gesichert.  Ebenso wie im Urplan, sind auch mit der 

ersten Änderung des Bebauungsplanes in den allgemeinen Wohngebieten die ausnahms-

weise zulässigen Nutzungen Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen 

unzulässig. Auch wird die textliche Festsetzung aus dem Urplan übernommen, dass die in den 

Dorfgebieten allgemein zulässige Nutzung Tankstellen sowie die im Dorfgebiet ausnahms-

weise zulässige Nutzung Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO unzu-

lässig sind. 

Maß der baulichen Nutzung / Mindestgrundstücksgröße / Anzahl der Wohnungen  

Hinsichtlich des Maßes der baulichen Nutzung wird die festgesetzte Grundflächenzahl (GRZ) 

in allen Baugebieten (mit Ausnahme MD 2) auf 0,25 vereinheitlicht. In diesem Zusammenhang 

wird in nahezu sämtlichen Baugebieten, außer den Baugebieten MD 1 und MD 4 (siehe 
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Urplan), die GRZ gegenüber dem Urplan erhöht, sodass nunmehr weitere Nachverdichtungs-

potenziale in diesen Baugebieten genutzt werden können. 

Damit sich neue Bebauungen hinsichtlich des Maßes der baulichen Nutzung in die Umge-

bungsstrukturen einfügen und der dörfliche Charakter erhalten bleibt, wird für das gesamte 

Plangebiet die maximal zulässige Anzahl der Vollgeschosse von 2 festgesetzt. Auch die Höhe 

der baulichen Anlagen orientiert sich an der umliegenden Bestandsbebauung. Es wird eine 

maximale Firsthöhe von 10,0 m festgesetzt. Unterer Bezugspunkt dieser Höhenfestsetzungen 

ist die Oberkante Fertigfußboden (OKFF), welche wiederum auf max. 0,5 m über der Ober-

kante Fahrbahn der zum Gebäude nächstgelegenen Erschließungsstraße festgesetzt wird.  

Im Weiteren erfolgt eine Anpassung der Mindestgrundstücksgrößen an heutige Maßstäbe. In 

den nordwestlichen, westlichen und südlichen Randbereichen des Plangebiets, die sich vor 

allem durch wohnbauliche Nutzungen kennzeichnen, wird eine einheitliche Mindestgrund-

stücksgröße von 700 m² festgesetzt. Mit der geringeren Mindestgrundstücksgröße ergeben 

sich u. a. Potenziale der Teilung von Grundstücken und einer damit einhergehenden Erleich-

terung zur Schaffung neuen Wohnraums (z. B. durch Verkauf von neuen Grundstücken). In 

den Bereichen der historischen Hofstellen wird die Mindestgrundstücksgröße von 1.400 m² auf 

1.000 m² gesenkt. Der historische Ortskern soll sich auch zukünftig durch großflächigere 

Grundstücke charakterisieren, wenngleich die Teilung von Grundstücken mit einer geringeren 

Mindestgrundstücksgröße erleichtert werden soll. Hinsichtlich des MD 3 wird die Mindest-

grundstücksgröße von 1.000 m² auf 800 m² gesenkt. Die Mindestgrundstücksgröße im Norden 

des Plangebiets, (MD 2) bleibt unverändert bei 1000 m². Hier befindet sich das Seniorenzent-

rum Garstedt „Haus im Dorf“. 

Sowohl zur Festsetzung über die GRZ als auch zur Festsetzung über die Mindestgrundstücks-

größen wird zudem festgesetzt, dass im Falle einer derzeit bestehenden höheren GRZ oder 

geringeren Grundstücksgröße als der jeweils Festgesetzten, die GRZ bzw. Grundstücksgröße 

des Bestandes als GRZ bzw. Mindestgrundstücksgröße gilt. In den Dorfgebieten MD 1 ist eine 

Überschreitung der allgemein zulässigen GRZ von 0,25 bis zu einer GRZ von 0,35 bzw. bis 

zur GRZ zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses zulässig, wenn die Überschreitung landwirt-

schaftlichen Zwecken oder einer in den bestehenden Gebäuden nachfolgenden oder zum Zeit-

punkt des Satzungsbeschlusses bestehenden gewerblichen Nutzung dient. Hiermit wird ge-

währleistet, dass ortsbildprägende Landwirtschafts- und Gewerbebetriebe bei Bedarf Erweite-

rungsmöglichkeiten nutzen können. 

Die Grundstücke mit einer Unterschreitung der festgesetzten Mindestgrundstücksgröße sind: 

• Eichenweg 6 (Flurstück 227/72)  642 m² 

• Brandweg 7 (Flurstück 227/68)  602 m² 

• Brandweg 7A (Flurstück 227/69)  634 m² 

• Zum Hamberg 1B (Flurstück 181/5)  664 m² 

• Wiesengrund 14 (Flurstück 12/10)  691 m² 
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• Schuhmacherstraße 2 (Flurstück 4/3)  
679 m² 

• Hauptstraße 17 (Flurstück 303/1)  645 m² 

• Vierhöfener Straße 4B (Flurstück 
174/10)  

745 m² 

 

Die Grundstücke mit einer höheren GRZ als zum Zeitprunkt des Satzungsbeschlusses: 

• Ringstraße 8 (Flurstück 219/1)  0,29 

• Hauptstraße 3 (Flurstück 520/211)  0,28 

• Hauptstraße 10, 10A (Flurstück 191/2)  0,31 

• Eichenweg 1 (Flurstück 190/6)  0,27 

• Zum Hamberg 8A (Flurstück 227/78)  0,35 

• Hauptstraße 17 (Flurstück 303/1)  0,27 

• Wiesengrund 8 (Flurstück 8/5) 0,26 

 

Über die GRZ und Mindestgrundstücksgröße hinaus werden die Festsetzungen zur maximal 

zulässigen Anzahl der Wohnungen neu geregelt. In diesem Zuge wird die Festsetzung aus 

dem Urplan gestrichen, dass lediglich 2 Wohnungen pro Wohngebäude zulässig sind. Die zu-

lässige Zahl der Wohnungen wird nunmehr über das Verhältnis anrechenbare Grundstücks-

fläche / Wohneinheit geregelt. In diesem Zusammenhang wird festgesetzt, dass das Verhältnis 

anrechenbare Grundstücksfläche / Wohneinheit mindestens 250 m² pro Wohneinheit betragen 

muss. Mit diesen Festsetzungen wird gesichert, dass keine ortsuntypische und unzumutbare 

Dichte von Wohnungen entsteht, die dem Ortsbild schaden würde. Die Beschränkung der Zahl 

der Wohnungen gilt nicht, wenn das Gebäude zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses Be-

stand hat. Hiermit sollen Anreize geschaffen werden, ortsbildprägende Gebäude umzunutzen, 

anstatt beispielsweise abzureißen und durch Neubauten zu ersetzen (Erhalt des ortsbildprä-

genden Charakters). 

Im Bereich des Sondergebietes mit der Zweckbestimmung „Reitplatz 1“ wird weiterhin die Er-

richtung von Wirtschafts- oder Stallgebäuden mit einer zulässigen Grundfläche von maximal 

250 m² zulässig, sofern die Gebäude dem Reitsport dienen. Hiermit werden dem bestehenden 

Betrieb Erweiterungs- bzw. Ausbaumöglichkeiten offen gelassen. 

Grünordnung 

Es werden die grünordnerischen Festsetzungen aus dem Uplan übernommen. Die südöstliche 

private Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Schutzstreifen“ dient weiterhin als Brandschutz-

streifen und soll ein nicht erwünschtes Heranrücken von baulichen Anlagen an den Waldrand 

entgegenwirken. 
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Im Nordosten dient die private Grünfläche weiterhin als Kompensationsmaßnahme für eine 

mögliche bauliche Erweiterung der Senioreneinrichtung. Im Falle einer baulichen Erweiterung 

ist innerhalb des Pflanzstreifens eine landschaftsgerechte Strauch-Baumhecke zu pflanzen. 

Die im Bereich des Pflanzstreifens vorhandenen Nadelbäume müssen entfernt werden und 

können im Rahmen der natürlichen Sukzession durch Laubgehölze ersetzt werden. 

Im Bereich der Hauptstraße, auf Höhe der Ringstraße, wird die bereits festgesetzte öffentliche 

Grünfläche im Schnittbereich „Vierhöfener Straße/Hauptstraße“ Richtung Norden erweitert. 

Hiermit erfolgt eine Anpassung an die tatsächlichen Gegebenheiten. Die Zweckbestimmung 

der öffentlichen Grünflächen wird im Weiteren um den Zusatz „Parkanlage“ ergänzt. Unter 

anderem befinden sich innerhalb der o. g. Grünfläche ebenfalls Wegebeziehungen.  

Mit der Übernahme der öffentlichen und privaten Grünflächen aus dem Urplan kann auch zu-

künftig gesichert werden, dass die Eichenhaine bestehen bleiben und zudem landschaftsge-

rechte Eingrünungen von Bebauungen erfolgen (siehe private Grünfläche im Nordosten des 

Plangebiets).  

Örtliche Bauvorschrift 

Um auch zukünftig das Ortsbild nachhaltig zu sichern, wird die örtliche Bauvorschrift des Ur-

planes mit der ersten Änderung des Bebauungsplanes übernommen und um die Bestimmung 

zur Anzahl der zu errichtenden Stellplätze ergänzt. Um eine ausreichende Anzahl an Stellplät-

zen auf den Grundstücken zu gewährleisten und somit das Parken auf öffentlichen Straßen-

flächen zu vermeiden, wird mit der Örtlichen Bauvorschrift eine Mindestanzahl an Stellplätzen 

geregelt. Es ist anzunehmen, dass bei größeren Wohneinheiten der Bedarf an Stellplätzen 

höher ist, weshalb für Wohneinheiten von 80 m² und mehr  2 Stellplätze auf dem Grundstück 

anzulegen sind. Bei Wohneinheiten von weniger als 80 m² ist 1 Stellplatz auf dem Grundstück 

anzulegen. 

Oberflächenentwässerung 

Das anfallende Oberflächenwasser ist auf den eigenen Grundstücken zur Verdunstung und 

Versickerung zu bringen. Geeignete Vorkehrungen sind entsprechend zu treffen.  

Hinweise 

Im Rahmen des Textteils zum Bebauungsplan ergehen Hinweise zu den gültigen Rechts-

grundlagen, zu einem allgemeinen Altlastenverdacht, zum Denkmalschutz und zur Errichtung 

von Erdwärmesonden. 

6 WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN UND VERTRETBARKEIT 

Im Folgenden werden kategorisiert nach den Schutzgütern die wesentlichen Auswirkungen 

der Planung sowie die Vertretbarkeit dieser dargestellt. Da der Bebauungsplan gemäß § 13a 

BauGB aufgestellt wird, wird von einer umfassenden Umweltprüfung gemäß § 2 (4) BauGB 

und einem Umweltbericht abgesehen.  

Schutzgut Mensch 

Im Hinblick auf das Schutzgut Mensch ist im Wesentlichen die Gesundheit des Menschen zu 

betrachten. Hierzu gehört auch die Erholung vor dem Hintergrund des Wohlbefindens und des 

Erhalts der Gesundheit. Insbesondere Lärm-, Geruchs- und Schadstoffemissionen können 

Einfluss auf das Schutzgut Mensch nehmen. 
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Bei der Planung handelt es sich um eine Bestandsüberplanung, mit der die planungsrechtli-

chen Voraussetzungen für eine behutsame und nutzungsverträgliche Nachverdichtung ge-

schaffen werden. Da mit der Planung die Baugebietstypen und festgesetzten Nutzungen un-

verändert bleiben, werden keine zusätzlichen Beeinträchtigungen durch neue Nutzungen be-

gründet.  

Vor dem Hintergrund der Nutzung von Nachverdichtungspotenzialen wird die Schaffung neuer 

Wohnungen erleichtert. In diesem Zusammenhang können sich betriebsbedingte Auswirkun-

gen durch ein erhöhtes Verkehrsaufkommen ergeben, die jedoch u. a. vor dem Hintergrund 

der bereits bestehenden Wohnbaudichte und der Festsetzung über die Deckelung der Anzahl 

der Wohnungen (je 250 m² Grundstücksfläche ist eine Wohneinheit zulässig; siehe Kapitel 5) 

als nicht erheblich einzustufen sind.  

Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut „Mensch“ sind insgesamt nicht zu erwarten. Es 

ergeht der Hinweis, dass aufgrund der historischen Ortslage und der Vielzahl der ehemaligen 

Nutzungen Bodenverunreinigungen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht auszu-

schließen sind. Die Flurstücke mit Altlastenverdacht sind beim Landkreis Harburg einzusehen.  

Schutzgut Tiere und Pflanzen 

Es erfolgt ein Eingriff in bereits anthropogen vorgeprägte Siedlungsstrukturen mit einer ten-

denziell geringen Biotopvielfalt bzw. -bedeutung. Erhaltenswerte Grünflächen und ortsbildprä-

gende Baumbestände werden über die Festsetzung öffentlicher Grünflächen mit der Zweck-

bestimmung „Parkanlage / Gehölzbestände (Eichenhaine)“ gesichert. Ansonsten gelten wei-

terhin die Festsetzungen bzgl. der privaten Grünflächen, die unter anderem in Teilbereichen 

eine landschaftsgerechte Eingrünung des Plangebiets sichern und in ihrer Biotopstruktur zu-

dem ein Lebensraum für Tiere sein können.  

Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen sind nicht zu erwarten. Auf 

die Vorschriften und Verbotstatbestände des Artenschutz nach § 44 BNatSchG (Vorschriften 

für besonders geschützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten) wird hingewiesen. 

Schutzgut Boden 

Es handelt sich um eine Bestandsüberplanung. Die Grundflächenzahl wird in Teilbereichen 

des Plangebiets moderat auf 0,25 erhöht. Es werden somit Voraussetzungen für eine weitere 

Versieglung des Siedlungsbereiches geschaffen, womit ein Eingriff in das Schutzgut Boden 

vorbereitet wird. Vor dem Hintergrund einer maßvollen Zulässigkeit von Neuversiegelung und 

der Tatsache, dass eine neue Wohnraumschaffung im Innenbereich erleichtert wird, ist der 

Eingriff in das Schutzgut Boden vertretbar. Mit der Planung wird den Vorstellungen der Bun-

degesetzgebung gefolgt, vorrangig eine Innenentwicklung gegenüber einer Außenentwicklung 

durchzuführen (vgl. § 1 (5 ) BauGB) 

Schutzgut Fläche 

Der Begriff „Fläche“ umfasst in diesem Zusammenhang „Freiflächen“ außerhalb der im Zu-

sammenhang bebauten Siedlungen. Zweck der Einführung dieses Schutzguts im Jahre 2017 

war es, bis 2030 die Flächeninanspruchnahme zusätzlicher Fläche für Siedlungs- und Ver-

kehrszwecke deutlich zu verringern. Dabei sind quantitative Aspekte des Flächenverbrauchs 

genauso wie Aspekte einer Zerschneidung und Zersiedelung von Freiflächen zu hinterfragen. 

Da mit der Änderung des Bebauungsplanes ein bereits bebauter Siedlungsbereich überplant 

wird, sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche zu erwarten. 
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Schutzgut Wasser 

Das Plangebiet befindet sich außerhalb der Grenzen eines Wasserschutzgebietes. Das anfal-

lende Oberflächenwasser ist auf den eigenen Grundstücken zur Verdunstung und Versicke-

rung zu bringen. Geeignete Vorkehrungen sind entsprechend zu treffen.  

Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind nicht zu erwarten. 

Luft und Klima 

Mit der Bebauungsplanänderung, die der Innenentwicklung dient, sind keine erheblichen Aus-

wirkungen auf das Schutzgut Luft und Klima zu erwarten. Weder Frisch-  oder Kaltluftentste-

hungsgebiete noch Leitbahnen für den Luftaustausch werden von der Planung berührt.  

Schutzgut Landschaft  

Aufgrund einer Planung in bereits vorgeprägten Siedlungsbereichen sind keine erheblichen 

Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft und auf das Landschaftsbild zu erwarten. 

Schutzgut Kultur und sonstige Sachgüter 

Gemäß § 8 NDSchG wird darauf hingewiesen, dass in der Umgebung eines Baudenkmals 

Anlagen nicht errichtet, geändert oder beseitigt werden dürfen, wenn dadurch das Erschei-

nungsbild des Baudenkmals beeinträchtigt wird. Bauliche Anlagen in der Umgebung eines 

Baudenkmals sind auch so zu gestalten und instand zu halten, dass eine solche Beeinträchti-

gung nicht eintritt. § 7 NDSchG gilt entsprechend. Gemäß § 10 NDSchG wird darauf hinge-

wiesen, dass einer Genehmigung der Denkmalschutzbehörde bedarf, wer 

- Ein Kulturdenkmal zerstören, verändern, instandsetzen oder wiederherstellen,  

- ein Kulturdenkmal oder einen in § 3 Abs. 3 genannten Teil eines Baudenkmals von 

seinem Standort entfernen oder mit Aufschriften oder Werbeeinrichtungen versehen,  

- die Nutzung eines Baudenkmals ändern oder 

- in der Umgebung des Baudenkmals Anlagen, die das Erscheinungsbild des Denkmals 

beeinflussen, errichten, ändern oder beseitigen will.  

Bezüglich weiterer Regelungen zu genehmigungsnotwendigen bzw. genehmigungsfreien 

Handlungen im Bereich der Kultur-, Boden oder Baudenkmale wird auf § 10 NDSchG verwie-

sen. Gemäß § 13 NDSchG wird darauf hingewiesen, dass Erdarbeiten an einer Stelle, von der 

man weiß oder vermutet oder den Umständen nach annehmen muss, dass sich dort Kultur-

denkmale befinden (Voll- und Halbhöfe sowie Großkötnerstellen im Altdorfbereich), von der 

Denkmalschutzbehörde (Landkreis Harburg) genehmigt werden müssen. Gemäß § 14 

NDSchG wird darauf hingewiesen, dass bei Funden von Sachen oder Spuren in der Erde oder 

im Wasser, bei denen Anlass zu der Annahme gegeben ist, dass sie Kulturdenkmale sind 

(Bodenfunde), unverzüglich die Denkmalbehörde (Landkreis Harburg), die Gemeinde oder ein 

Beauftragter für die archäologische Denkmalpflege darüber in Kenntnis zu setzten ist.  

Bei Beachtung o. g. Hinweise sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut „Kultur 

und sonstige Sachgüter“ zu erwarten.  

7 BAULEITPLANERISCHES VERFAHREN  

Am 09.09.2020 hat der Rat der Gemeinde Garstedt die Aufstellung der ersten Änderung des 

Bebauungsplanes Nr. 9 „Dorfmitte“ mit örtlicher Bauvorschrift beschlossen.  
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Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB fand am 25.02.2021 in 

Form einer Bürgerversammlung und anschließender Auslegung vom 26.02.2021 bis zum 

26.03.2021 statt. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB fand vom 05.03.2021 bis zum 05.04.2021 statt.  

Am 15.07.2021 wurde der Beschluss gefasst, die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß 

§ 3 Abs. 2 BauGB sowie die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-

lange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB für den Bebauungsplan durchzuführen. 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit sowie Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

fand vom 20.12.2021 bis zum 28.01.2022 statt. 

Nach der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung wurde der Bebauungsplan in einen Teil A 

und einen Teil B geteilt. Der Teil B der 1. Änderung des Bebauungsplans wird getrennt weiter-

geführt.  

Nach Prüfung der eingegangenen Stellungnahmen hat der Gemeinderat der Gemeinde 

Garstedt am ……………… die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9 „Dorfmitte“ mit örtli-

cher Bauvorschrift Teil A als Satzung sowie die Begründung beschlossen. 
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8 ABBILDUNGEN 

Abb. 1 | Übersichtsplan 

Quelle: eigene Darstellung auf Grundlage folgender Quelle: 

 

Abb. 2 | Auszug Zeichnerische Darstellung Regionales Raumordnungsprogramm LK. Harburg 

Quelle: Landkreis Harburg (2019): Regionales Raumordnungsprogramm LK Harburg. URL: 

https://www.landkreis-harburg.de/portal/seiten/regionales-raumordnungsprogramm-rrop-2025-fuer-

den-landkreis-harburg-901000407-20100.html. 

Abb. 3 | Auszug Flächennutzungsplan SG Salzhausen 

Quelle: © 2020 Geobasisdaten: 

, siehe auch: Quelle: Landkreis Lüneburg (Hrsg.) (o. J.): Geoportal. URL: 

http://geo.lklg.net/terraweb_openlayers/login-ol.htm?login=geoportal&mobil=false 

Abb. 4 | Hof Sassenbuur + Großgrün 

Quelle: eigene Darstellung 

Abb. 5 | Hofstelle westlich Ringstraße  

Quelle: eigene Darstellung 

Abb. 6 | Eichenhain 

Quelle: eigene Darstellung 

Abb. 7 | Straßenbegleitendes Großgrün  

Quelle: eigene Darstellung 

Abb. 8 | Urplan Nr. 9 „Dorfmitte“ mit örtlicher Bauvorschrift 

Quelle: Landkreis Harburg (Hrsg.) (o. J.): Bebauungsplan Nr. 9 „Dorfmitte“ mit örtlicher Bauvorschrift. 

URL: https://www.landkreis-harburg.de/ftp/bplaene/12_1580.pdf 

 

http://www.lgln.niedersachsen.de/
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Anlage zur Begründung 

 Vorprüfung des Einzelfalls 
Kriterien gemäß § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB (Anlage 2 BauGB) 
 

1.   Merkmale des Bebauungsplans 

1.1 Ausmaß, in dem der Bebauungsplan einen Rahmen im Sinne des § 35 Absatz 3 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung setzt: 

 Der städtebauliche Rahmen des Bebauungsplans wird über die Festsetzungen zur Art der baulichen 
Nutzung (MD und WA), zum Maß der baulichen Nutzung (GRZ, i. d. R. 0,25) und zur überbaubaren 
Grundstücksfläche (in Teilbereich Baugrenzen) definiert. Zusätzlich erfolgen Regelungen zur Anzahl 
der Wohnungen im Verhältnis zur anrechenbaren Grundstücksfläche (Verhältnis anrechenbare 
Grundstücksfläche / Wohneinheit mindestens 250 m² pro Wohneinheit) und zur 
Mindestgrundstücksgröße (zwischen 700 und 1.000 qm). Ebenfalls wird eine örtliche Bauvorschrift 
gemäß § 84 (3) NBauO erlassen.  

  

1.2 Ausmaß, in dem der Bebauungsplan andere Pläne und Programme beeinflusst: 

 - keine den anderen Plänen und Programmen widersprechenden Einflüsse erkennbar - 

  

1.3 Bedeutung des Bebauungsplans für die Einbeziehung umweltbezogener, einschließlich 
gesundheitsbezogener Erwägungen, insbesondere im Hinblick auf die Förderung der nachhaltigen 
Entwicklung: 

 - Nutzung vorhandener Erschließungspotenziale  
- Erhaltung, Nachverdichtung und Fortentwicklung eines vorhandenen Innenbereichs 
- Sicherung bestehender Nutzungen 
- Vermeidung der Inanspruchnahme von bestehenden öffentlichen Grünflächen innerhalb des 

Plangebiets,  
- Erhalt ortsbildprägender Eichenhaine über die Festsetzung öffentlicher Grünflächen mit der 

Zweckbestimmung „Parkanlage / Gehölzbestände (Eichenhaine)“ 
- Anpassung an die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung  
- Berücksichtigung des Denkmalschutzes 
- Erhalt des Ortsbildes 
 

  

1.4 Für den Bebauungsplan relevante umweltbezogene und gesundheitsbezogene Probleme: 

 Vor dem Hintergrund der Nutzung von Nachverdichtungspotenzialen wird die Schaffung neuer 
Wohnungen erleichtert. In diesem Zusammenhang können sich betriebsbedingte Auswirkungen durch 
ein erhöhtes Verkehrsaufkommen ergeben, die jedoch u. a. vor dem Hintergrund der bereits 
bestehenden Wohnbaudichte und der Festsetzung über die Deckelung der Anzahl der Wohnungen (je 
250 m² Grundstücksfläche ist eine Wohneinheit zulässig) als nicht erheblich einzustufen sind. 
Zusätzliche, über den aus dem vorhandenen Siedlungsbestand resultierende umweltbezogene und 
gesundheitsbezogene Probleme sind nicht erkennbar. Es ergeht der Hinweis, dass aufgrund der 
historischen Ortslage und der Vielzahl der ehemaligen Nutzungen Bodenverunreinigungen im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes nicht auszuschließen sind. Die Flurstücke mit Altlastenverdacht 
sind beim Landkreis Harburg einzusehen. 

  

1.5 Bedeutung des Bebauungsplans für die Durchführung nationaler und europäischer 
Umweltvorschriften: 

 - keine - 
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2. Merkmale der möglichen Auswirkungen und der voraussichtlich betroffenen Gebiete 

2.1 Wahrscheinlichkeit, Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit der Auswirkungen: 

 Es handelt sich um eine Bestandsüberplanung. Insgesamt sind schwere und komplexe Auswirkungen 
nicht zu erwarten.  
 
Schutzgut Mensch 
Bei der Planung handelt es sich um eine Bestandsüberplanung, mit der die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für eine behutsame und nutzungsverträgliche Nachverdichtung geschaffen werden. 
Da mit der Planung die Baugebietstypen und festgesetzten Nutzungen unverändert bleiben sollen, 
werden keine zusätzlichen Beeinträchtigungen durch neue Nutzungen begründet.  
Vor dem Hintergrund der Nutzung von Nachverdichtungspotenzialen wird die Schaffung neuer 
Wohnungen erleichtert. In diesem Zusammenhang können sich betriebsbedingte Auswirkungen durch 
ein erhöhtes Verkehrsaufkommen ergeben, die jedoch u. a. vor dem Hintergrund der bereits 
bestehenden Wohnbaudichte und geplanter Festsetzungen über die Deckelung der Anzahl der 
Wohnungen als nicht erheblich einzustufen sind.  
Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut „Mensch“ sind insgesamt nicht zu erwarten. 
 
Schutzgut Tiere und Pflanzen 
Mit der Planung erfolgt ein Eingriff in bereits anthropogen vorgeprägte Siedlungsstrukturen mit einer 
tendenziell geringen Biotopvielfalt bzw. -bedeutung. Mit der geplanten Übernahme der öffentlichen 
Grünflächen aus dem Urplan wird keine zusätzliche Beeinträchtigung von bestehenden öffentlichen 
Grünflächen mit ortsbildprägenden Eichenhainen begründet, vielmehr erfolgt eine Sicherung dieser 
Flächen und den Gehölzbeständen. 
Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen sind nicht zu erwarten. 
 
Schutzgut Boden 
Es handelt sich um eine Bestandsüberplanung. Die Grundflächenzahl soll in Teilbereichen des 
Plangebiets moderat auf 0,25 erhöht. Es werden somit Voraussetzungen für eine weitere Versieglung 
des Siedlungsbereiches geschaffen, womit ein Eingriff in das Schutzgut Boden vorbereitet wird. Vor 
dem Hintergrund einer maßvollen Zulässigkeit von Neuversiegelung und der Tatsache, dass eine neue 
Wohnraumschaffung im Innenbereich erleichtert wird, ist der Eingriff in das Schutzgut Boden 
vertretbar. Mit der Planung wird den Vorstellungen der Bundesgesetzgebung gefolgt, vorrangig eine 
Innenentwicklung gegenüber einer Außenentwicklung durchzuführen (vgl. § 1 (5) BauGB). Ferner 
können sich die betroffenen Böden nach Rückbau mittelfristig wieder regenerieren. Die betroffenen 
Böden sind grundsätzlich innerhalb eines planbaren Zeitraums kurz- bis mittelfristig wiederherstellbar 
und die Auswirkungen somit reversibel.  
 
Schutzgut Fläche 
Der Begriff „Fläche“ umfasst in diesem Zusammenhang „Freiflächen“ außerhalb der im 
Zusammenhang bebauten Siedlungen. Zweck der Einführung dieses Schutzguts im Jahre 2017 war es, 
bis 2030 die Flächeninanspruchnahme zusätzlicher Fläche für Siedlungs- und Verkehrszwecke deutlich 
zu verringern. Dabei sind quantitative Aspekte des Flächenverbrauchs genauso wie Aspekte einer 
Zerschneidung und Zersiedelung von Freiflächen zu hinterfragen. Da mit der Änderung des 
Bebauungsplanes ein bereits bebauter Siedlungsbereich überplant wird, sind keine erheblichen 
Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche zu erwarten. 
 
Schutzgut Wasser 
Das Plangebiet befindet sich außerhalb der Grenzen eines Wasserschutzgebietes.  
Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind nicht zu erwarten. 
 
Luft und Klima 
Mit der Bebauungsplanänderung, die der Innenentwicklung dient, sind keine erheblichen 
Auswirkungen auf das Schutzgut Luft und Klima zu erwarten. Weder Frisch-  oder 
Kaltluftentstehungsgebiete noch Leitbahnen für den Luftaustausch werden von der Planung berührt.  
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Schutzgut Landschaft  
Aufgrund einer Planung in bereits vorgeprägten Siedlungsbereichen sind keine erheblichen 
Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft und auf das Landschaftsbild zu erwarten. 
 

Schutzgut Kultur und sonstige Sachgüter 
Gemäß § 8 NDSchG wird darauf hingewiesen, dass in der Umgebung eines Baudenkmals Anlagen 
nicht errichtet, geändert oder beseitigt werden dürfen, wenn dadurch das Erscheinungsbild des 
Baudenkmals beeinträchtigt wird. Bauliche Anlagen in der Umgebung eines Baudenkmals sind auch 
so zu gestalten und instand zu halten, dass eine solche Beeinträchtigung nicht eintritt. § 7 NDSchG 
gilt entsprechend. Gemäß § 10 NDSchG wird darauf hingewiesen, dass einer Genehmigung der 
Denkmalschutzbehörde bedarf, wer 

- Ein Kulturdenkmal zerstören, verändern, instandsetzen oder wiederherstellen,  

- ein Kulturdenkmal oder einen in § 3 Abs. 3 genannten Teil eines Baudenkmals von seinem 
Standort entfernen oder mit Aufschriften oder Werbeeinrichtungen versehen,  

- die Nutzung eines Baudenkmals ändern oder 

- in der Umgebung des Baudenkmals Anlagen, die das Erscheinungsbild des Denkmals 
beeinflussen, errichten, ändern oder beseitigen will.  

Bezüglich weiterer Regelungen zu genehmigungsnotwendigen bzw. genehmigungsfreien Handlungen 
im Bereich der Kultur-, Boden oder Baudenkmale wird auf § 10 NDSchG verwiesen. Gemäß § 13 
NDSchG wird darauf hingewiesen, dass Erdarbeiten an einer Stelle, von der man weiß oder vermutet 
oder den Umständen nach annehmen muss, dass sich dort Kulturdenkmale befinden (Voll- und 
Halbhöfe sowie Großkötnerstellen im Altdorfbereich), von der Denkmalschutzbehörde (Landkreis 
Harburg) genehmigt werden müssen. Gemäß § 14 NDSchG wird darauf hingewiesen, dass bei Funden 
von Sachen oder Spuren in der Erde oder im Wasser, bei denen Anlass zu der Annahme gegeben ist, 
dass sie Kulturdenkmale sind (Bodenfunde), unverzüglich die Denkmalbehörde (Landkreis Harburg), 
die Gemeinde oder ein Beauftragter für die archäologische Denkmalpflege darüber in Kenntnis zu 
setzten ist.  
 
Bei Beachtung o. g. Hinweise sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut „Kultur und 
sonstige Sachgüter“ zu erwarten.  
 
Hinweis zu o. g. Inhalten  
Die Durchführung einer förmlichen Umweltprüfung verspricht keinen zusätzlichen Erkenntnisgewinn. 
 

  

2.2 Kumulativer und grenzüberschreitender Charakter der Auswirkungen: 

 - nicht erkennbar - 

  

2.3 Risiken für die Umwelt, einschließlich der menschlichen Gesundheit (zum Beispiel bei Unfällen): 

 Zusätzliche Risiken gegenüber dem Bestand sind nicht erkennbar. 

  

2.4 Umfang und die räumliche Ausdehnung der Auswirkungen: 

 Die Auswirkungen bleiben innerhalb der Grenzen des Plangebiets. 
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2.5 Bedeutung und Sensibilität des voraussichtlich betroffenen Gebiets auf Grund der besonderen 
natürlichen Merkmale, des kulturellen Erbes, der Intensität der Bodennutzung des Gebiets jeweils 
unter Berücksichtigung der Überschreitung von Umweltqualitätsnormen und Grenzwerten: 

 Das Plangebiet stellt einen vollständig besiedelten und entwickelten Innenbereich dar. Er besitzt 
daher für die zu betrachtenden Schutzgüter nur eine geringe Bedeutung. Die vorhandenen bekannten 
Denkmale werden in der Planzeichnung gekennzeichnet. Eine Überschreitung vorhandener 
Umweltqualitätsnormen und Grenz- und Orientierungswerte (Luftreinhaltung, Lärm, Wasserschutz) 
ist nicht erkennbar. Die Intensität der Bodennutzung kann sich geringfügig erhöhen. Dies betrifft 
jedoch ein bereits vollständig besiedelten Bereich mit entsprechender Vorbelastung (Wohnen, 
Verkehr, Freizeitnutzung)  

  

2.6 Merkmale der möglichen Auswirkungen auf folgende Gebiete 

2.6.1 Natura 2000-Gebiete nach § 7 Absatz 1 Nummer 8 des Bundesnaturschutzgesetzes: 

 - nicht betroffen - 

2.6.2 Naturschutzgebiete gemäß § 23 des Bundesnaturschutzgesetzes, soweit nicht bereits von Nummer 
2.6.1 erfasst: 

 - nicht betroffen - 

2.6.3 Nationalparke gemäß § 24 des Bundesnaturschutzgesetzes, soweit nicht bereits von Nummer 2.6.1 
erfasst: 

 - nicht betroffen - 

2.6.4 Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete gemäß den §§ 25 und 26 des 
Bundesnaturschutzgesetzes: 

 - nicht betroffen - 

2.6.5 gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 des Bundesnaturschutzgesetzes: 

 - nicht betroffen - 

2.6.6 Wasserschutzgebiete gemäß § 51 des Wasserhaushaltsgesetzes, Heilquellenschutzgebiete gemäß § 
53 Absatz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes sowie Überschwemmungsgebiete gemäß § 76 des 
Wasserhaushaltsgesetzes: 

 - nicht betroffen - 

2.6.8 Gebiete, in denen die in Rechtsakten der Europäischen Union festgelegten Umweltqualitätsnormen 
bereits überschritten sind: 

 - nicht betroffen - 

2.6.8 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere Zentrale Orte im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 2 des 
Raumordnungsgesetzes: 

 - nicht betroffen - 

2.6.9 Denkmäler, Denkmalensembles, Bodendenkmäler oder Gebiete, die von der durch die Länder 
bestimmten Denkmalschutzbehörde als archäologisch bedeutende Landschaften eingestuft worden 
sind: 

 Es bestehen Baudenkmale im Plangebiet, die entsprechend in der Planzeichnung gekennzeichnet 
werden. 
 
Gemäß § 8 NDSchG wird darauf hingewiesen, dass in der Umgebung eines Baudenkmals Anlagen 
nicht errichtet, geändert oder beseitigt werden dürfen, wenn dadurch das Erscheinungsbild des 
Baudenkmals beeinträchtigt wird. Bauliche Anlagen in der Umgebung eines Baudenkmals sind auch 
so zu gestalten und instand zu halten, dass eine solche Beeinträchtigung nicht eintritt. § 7 NDSchG 
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gilt entsprechend. Gemäß § 10 NDSchG wird darauf hingewiesen, dass einer Genehmigung der 
Denkmalschutzbehörde bedarf, wer 

- Ein Kulturdenkmal zerstören, verändern, instandsetzen oder wiederherstellen,  

- ein Kulturdenkmal oder einen in § 3 Abs. 3 genannten Teil eines Baudenkmals von seinem 
Standort entfernen oder mit Aufschriften oder Werbeeinrichtungen versehen,  

- die Nutzung eines Baudenkmals ändern oder 

- in der Umgebung des Baudenkmals Anlagen, die das Erscheinungsbild des Denkmals 
beeinflussen, errichten, ändern oder beseitigen will.  

Bezüglich weiterer Regelungen zu genehmigungsnotwendigen bzw. genehmigungsfreien Handlungen 
im Bereich der Kultur-, Boden oder Baudenkmale wird auf § 10 NDSchG verwiesen. Gemäß § 13 
NDSchG wird darauf hingewiesen, dass Erdarbeiten an einer Stelle, von der man weiß oder vermutet 
oder den Umständen nach annehmen muss, dass sich dort Kulturdenkmale befinden (Voll- und 
Halbhöfe sowie Großkötnerstellen im Altdorfbereich), von der Denkmalschutzbehörde (Landkreis 
Harburg) genehmigt werden müssen. Gemäß § 14 NDSchG wird darauf hingewiesen, dass bei Funden 
von Sachen oder Spuren in der Erde oder im Wasser, bei denen Anlass zu der Annahme gegeben ist, 
dass sie Kulturdenkmale sind (Bodenfunde), unverzüglich die Denkmalbehörde (Landkreis Harburg), 
die Gemeinde oder ein Beauftragter für die archäologische Denkmalpflege darüber in Kenntnis zu 
setzten ist.  
 
Bei Beachtung o. g. Hinweise sind keine erheblichen Auswirkungen auf das Schutzgut „Kultur und 
sonstige Sachgüter“ zu erwarten.  
 

 

 


